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Verhandlungsschrift 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
vom 14. Dezember 2023 um 19:30 Uhr 
im Sitzungssaal der Gemeinde, Markt 16. 
 
Anwesende: 
 
1.   Bgmin Barbara Payreder als Vorsitzende 11. GRE Erwin Höbarth 
2.   Vz.-Bgm Manfred Nenning 12. GRE Moritz Aschauer 
3. GV DI. Florian Kloibhofer, BSc. 13. GR Walter Prandstätter 
4. GR Ludwig Peirleitner 14. GRE Gerald Hölzl 
5. GR Marlen Nenning 15. GV Kurt Steindl 
6. GR Johannes Haider 16. GR Helmut Leonhartsberger 
7. GR Peter Scherscher 17. GR Christian Steindl 
8. GR Hildegard Payreder 18. GR Gebhard Prandstätter 
9. GR Sandra Cárdenas Lara 19. GR Alona Kaindl 
10. GR Martin Kloibhofer   

 
Der Leiter des Gemeindeamtes und als Schriftführer: AL. Mag. Erwin Haderer, M.A. 
Als Zuhörer sind anwesend: Robert Zinterhof, Christine Hochstöger 
 

entschuldigt: 
GV Karl Holzweber 
GR Alexander Plaimer 

GRE Christian Steinkellner 
GR Leopold Enengl 

 
Ersatz/für: 
 
GRE Erwin Höbarth ÖVP für Karl Holzweber 
GRE Moritz Aschauer ÖVP für Alexander Plaimer 
GRE Gerald Hölzl SPÖ für Leopold Enengl 
 
Die Bürgermeisterin Barbara Payreder eröffnet als Vorsitzende die Sitzung des Gemeinderates um 
19:30 Uhr und stellt fest, dass 
 

a)  die Sitzung von ihr als Bürgermeisterin einberufen wurde; 

b)  die Verständigung hierzu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatz-
mitglieder zeitgerecht am 7. Dezember 2023 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; die 
Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage kundgemacht wurde; 

c)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
 
AL Mag. Erwin Haderer, MA wird zum Schriftführer bestellt. 
 
Sitzungsprotokoll: 
Das Protokoll der letzten Sitzung vom 28.09.2023 liegt noch während der Sitzung für die Gemeinde-
ratsmitglieder zur Einsichtnahme auf und gilt nach Ablauf der Sitzung als genehmigt. 
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Antrag von BGMin Barbara Payreder: 
Gegenstand: „EED III – Energiesparziel für öffentliche Gebäude“ 
 
Die Bürgermeisterin stellt den Antrag, diesen Punkt als Tagesordnungspunkt 17.) vor dem Punkt Allfäl-
liges in die Tagesordnung aufzunehmen. Einstimmiger Gemeinderatsbeschluss durch Handerheben. 
 
Auf Antrag der Bürgermeisterin beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die Ab-
stimmungsart durch Handerheben festzulegen. 
Sodann geht die Bürgermeisterin auf die Tagesordnung über. 
 

Tagesordnung: 
1. Begrüßung, Beschlussfähigkeit, Protokoll 
2. Bericht der Bürgermeisterin 
3. Bericht Kulturausschuss 
4. Bericht Bauausschuss 
5. Bericht Umweltausschuss 
6. Bericht Sozial- und Familienausschuss 
7. Bericht Wirtschaftsausschuss 
8. Bericht des Prüfungsausschusses vom 28. November 2023 – Kenntnisnahme 
9. Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2023 – Verwendung - Beschlussfassung 

10. Prüfbericht der BH Perg über den Voranschlag 2024 – Erlass des Landes OÖ bezüglich der 
Mittelgenehmigung aus dem Härteausgleichsfonds – Verteilvorgang 1 

11. Festsetzung Hebesätze, Gebühren und Beiträge 2024 – Beschlussfassung 

12. Voranschlag 2024 - Beschlussfassung 

a) Vorbericht 

b) Dienstpostenplan 

c) Mittelfristiger Finanzplan inkl. Prioritätenreihung 

d) Höchstbetrag Kassenkredit 

13. Vergabe Kassenkredit ab 01.01.2024 -Beschlussfassung 

14. Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 3/Änderung Nr. 19 – „Holzer“ (Riedersdorf) – Stellungnahmen 
der Fachabteilungen – Einleitung aufsichtsbehördliches Genehmigungsverfahren – Beschlussfassung 

15. Endvermessung „Breinesberger“ - Verordnung über die Auflassung einer öffentlichen Straße – 
Beschlussfassung 

16. Wärmelieferübereinkommen Marktgemeinde Pabneukirchen - Fa. Anrei – Beschlussfassung 
17. Dringlichkeitsantrag: „EED III – Energiesparziel für öffentliche Gebäude“ - Beschlussfassung 
18. Allfälliges 

 
TOP 1) Begrüßung, Beschlussfähigkeit, Protokoll 
 
Die Bürgermeisterin begrüßt die anwesenden Mitglieder zur Gemeinderatssitzung. Sie stellt die Be-
schlussfähigkeit fest. Das Protokoll der letzten Sitzung liegt noch während der Sitzung für die Gemein-
deratsmitglieder zur Einsichtnahme auf und gilt nach Ablauf der Sitzung als genehmigt. 
 
Die Bürgermeisterin ersucht um Aufnahme eines weiteren TOP – Energiesparziele für öffentliche Ge-
bäude (Beschluss der EU, der in den GR behandelt werden soll). 

 
TOP 2) Bericht der Bürgermeisterin 
 
Die Sträucher bei der Ortseinfahrt wurden von der Straßenmeisterei Grein geschnitten. 
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Verlängerung Geschwindigkeitsbegrenzung „Rauhbrücke“ 
Diese Angelegenheit wurde an die BH gemeldet, bis jetzt erfolgte noch keine Rückmeldung. 
 
Wildbach 
Derzeit passieren einige Arbeiten in Pabneukirchen (Riedersdorf, Lindnermühle, Samböck Garage). 
 
Kindergarten- und Schulbus 
Ab sofort gibt es in Pabneukirchen eine neue Schulbuslenkerin. Die Verhandlungen zwischen Bund und 
Wirtschaftskammer hinsichtlich Gelegenheitsverkehr sind abgeschlossen. Die Verbesserungen werden 
im NR rückwirkend für das laufende Schuljahr beschlossen. 
 

TOP 3) Bericht Kulturausschuss 
 
Obleutekonferenz im November 
Es ergeht nochmals der Hinweis der Bürgermeisterin, dass die GEM2GO App und die Gemeindewebsite 
erneuert wurde. Die Daten der Wetterstation sind nun abrufbar, ebenso neu ist ein Belegungskalender 
der Turnsäle und Räumlichkeiten im Haus der Musik.  
Die Vereine können ab sofort über den Vereinsmanager selbst Daten einpflegen. 
Vom Kaufhaus Aschauer wird es auch heuer wieder einen Kalender geben inkl. Veranstaltungstermine 
2024 in Pabneukirchen. An dieser Stelle bedankt sich die Bürgermeisterin bei Moritz Aschauer für diese 
Möglichkeit. 
 
Weihnocht im Woid 
Auch heuer war es wieder eine gut besuchte Veranstaltung. Danke an das gesamte Organisationsteam. 
 
Kultursommer 2024 
Die Termine und Acts wurden bereits festgelegt. 
 

TOP 4) Bericht Bauausschuss 
 
GV DI Florian Kloibhofer berichtet von der letzten Sitzung am 28.11. und verweist auf die TOP 14 und 
15. 
 
Flächenwidmungsänderung „Pablick“ 
Dieser Punkt bleibt noch offen, da die Berechnung vom Retentionsbecken fehlt. 
 
Steinschlichtmauer Barth, Stilles Tal 
Es erfolgte in dieser Woche ein Gespräch und es gibt eine nochmalige Behandlung in der nächsten 
Bauausschusssitzung. 
 
Amtshausneubau 
Die Genehmigung des Kostenrahmens seitens UBAT liegt vor, nach Vorsprache bei der zuständigen LR 
wurde die Gemeinde etwas vertröstet, da noch nicht klar ist, wie viele Härteausgleichsgemeinden es 
künftig geben wird. Grundsätzlich wurde angeraten, das Projekt in den mittelfristigen Finanzplan auf-
zunehmen und Rücklagen für das Projekt sicherzustellen. Es kann davon ausgegangen werden, dass ein 
Start im Jahr 2024 nicht möglich sein wird. 
 

TOP 5) Bericht Umweltausschuss 
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GV Kurt Steindl berichtet von der letzten Sitzung und verweist auf die TOP 11 und 17. 
 
Flurreinigungsaktion 2024 
Wie 2023 soll es auch im nächsten Jahr wieder den bewährten Aktionszeitraum von 14 Tagen geben, 
die Bewerbung in den gemeindeeigenen Medien soll zeitgerecht erfolgen. 
 

TOP 6) Sozial- und Familienausschuss 
 
Vz.-Bgm. Manfred Nenning berichtet, dass es zwischenzeitlich keine Sitzung gab. Die Bedarfserhebung 
bzgl. Kindergartenplatzbedarf für die nächsten Jahre wurde in Auftrag gegeben, es sind bereits zahlrei-
che Rückmeldungen eingelangt. Diese werden dann in der nächsten Sitzung ausgewertet. 
 
Im Betreubaren Wohnen wurden zwei Wohnungen frei. In eine der Wohnungen ist mittlerweile je-
mand eingezogen, die EG-Wohnung wird dann voraussichtlich im Februar 2024 bezogen. Beratungen 
im Ausschuss waren nicht erforderlich, da es nur zwei Interessenten für zwei Wohnungen gab und jene 
Personen auf der Warteliste derzeit noch keinen Bedarf haben. 
 
Auf Nachfrage von GR Christian Steindl bestätigt die Bürgermeisterin, dass die Mietverträge der Woh-
nungen im Amtshaus befristet sind. 
 

TOP 7) Bericht Wirtschaftsausschuss 
 
Da der Obmann des Ausschusses nicht anwesend ist, berichtet die Bürgermeisterin, dass es zwischen-
zeitlich keine Sitzung gab. Vor kurzem gab es eine Besprechung bzgl. der Mountainbikestrecken, dieses 
Thema wird dann auch in der nächsten Wirtschaftsausschusssitzung behandelt.  
 

TOP 8) Bericht des Prüfungsausschusses vom 28. November 2023 – Kenntnisnahme 
 
GRE Erwin Höbarth berichtet von der letzten Sitzung, TOP‘s waren INKOBA und Kanal- und Abfallge-
bühren. 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2023\06-14.12.2023_ngProtokoll.docx 
Seite 5 von 33 

 

 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2023\06-14.12.2023_ngProtokoll.docx 
Seite 6 von 33 

 

 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2023\06-14.12.2023_ngProtokoll.docx 
Seite 7 von 33 

 

 

 



G:\Daten\AL\GR\Protokolle\Sitzungen 2023\06-14.12.2023_ngProtokoll.docx 
Seite 8 von 33 

 
 
GV Kurt Steindl erkundigt sich, was mit dem Punkt Sondertilgung gemeint ist, dies wurde im Prüfungs-
ausschuss jedoch nicht näher beleuchtet. AL Mag. Erwin Haderer erklärt, dass Überschüsse wieder dem 
gleichen Bereich zugeführt oder als Rücklagen verwendet werden können. Der Überschuss kann mit 
der verminderten Anzahl der Müllentleerungen erklärt werden. Außerdem wurde in die laufende Ge-
barung ein Landesdarlehen miteinberechnet. GV Kurt Steindl wünscht sich, dass, wie schon mehrmals 
angeregt, genau diese Art von Informationen in den Prüfungsausschusssitzungen abgehandelt werden 
und in weiterer Folge im Prüfungsausschussprotokoll festgehalten werden. 
 
GR Christian Steindl regt an, dass der Ausschussobmann zukünftig bei Verhinderung an der Sitzungs-
teilnahme rechtzeitig jemanden informiert, damit sich dieser dann vorbereiten kann, um dem GR zu 
berichten. 
 

Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder nimmt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben den 
Bericht des Prüfungsausschusses vom 28. November 2023 zur Kenntnis. 
 

TOP 9) Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2023 – Verwendung - Beschlussfassung 
 

AL Mag. Erwin Haderer informiert, dass es zwei Sonder-BZ-Mittel-Ausschüttungen gab und verweist 
auf den Amtsvortrag. 
 

 
 
Die Marktgemeinde Pabneukirchen erhält somit als Sonder-BZ 2023 € 50.500,--.  
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Es wird vorgeschlagen, die Sonder-BZ 2023 zur Aufbringung der Eigenmittel für das Projekt Amtsge-
bäudeneubau zu verwenden und einer eigenen zweckgebundenen Rücklage für dieses Projekt samt 
Zahlungsmittelreserve zuzuführen. 
 
Der erste Topf (13.000.-) war für den Ausgleich der Fehlbeträge der Vorjahre, um den zweiten Topf 
(50.500.-) geht es bei diesem TOP. Gemeinden können investive Einzelvorhaben finanzieren, erfolgt 
keine Verwendung im Jahr 2023, sind die Mittel einer Haushaltsrücklage Sonder-BZ 2023 zuzuführen. 
Die Verwendung der Mittel obliegt der Entscheidung des GR. Vorgeschlagen wird, diese Mittel zur Auf-
bringung der Eigenmittel für das Projekt Amtsgebäudeneubau zu verwenden, ebenso soll mit weiteren 
Ansparmittel so vorgegangen werden. 
 

Beschluss des Gemeinderates:  
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder nimmt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben die 
Verwendung Sonder-Bedarfszuweisungsmittel 2023.  
 

TOP 10) Prüfbericht der BH Perg über den Voranschlag 2024 – Erlass des Landes OÖ bezüg-
lich der Mittelgenehmigung aus dem Härteausgleichsfonds – Verteilvorgang 1 
 
AL Mag. Erwin Haderer erläutert den Prüfbericht. 
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Es wird festgehalten, dass es noch nie einen Abgang in dieser Höhe gegeben hat. Ausschlaggebend sind 
vor allem Zinssteigerungen und Erhöhungen der Strom- und Personalkosten. 
22 Gemeinden im Bezirk werden aller Voraussicht in den Härteausgleich kommen was die Frage auf-
wirft, ob das System in dieser Form weitergeführt werden kann. 
 

Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder nimmt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben den 
Bericht der BH Perg über die Einhaltung der Härteausgleichsfonds-Kriterien für den Voranschlag 2024 
zur Kenntnis. 
 

TOP 11)  Festsetzung Hebesätze, Gebühren und Beiträge 2024 – Beschlussfassung 

 
GV Kurt Steindl erläutert, dass es sich großteils um Landesvorgaben handelt, die ohnehin umgesetzt 
werden müssen. 
 
Die Bürgermeisterin erklärt hinsichtlich Ausspeisungstarife, dass eine moderate Erhöhung erfolgt, da 
auch die Lebensmittel- und Personalkosten stark steigen. Der Menüpreis von 3,20 € für ein Schulkind 
ist noch immer eher niedrig angesetzt. 
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Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 
die Festsetzung der Hebesätze, Gebühren und Beiträge für das Haushaltsjahr 2024. 
 

TOP 12) Voranschlag 2024 – Beschlussfassung 

a) Vorbericht 

b) Dienstpostenplan 

c) Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan 2023 – 2027 inkl. Prioritätenreihung 

d) Höchstbetrag Kassenkredit 

 

Vorbericht zum Voranschlag 2024 gemäß § 10 Oö. Gemeindehaushalts-
ordnung (Oö. GHO) 

 
Voraussichtliche Entwicklung der liquiden Mittel, wobei die Zahlungsmittelreserven gesondert 

anzuführen sind. 

 
Liquide Mittel 

 

Einzahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung: (SU 31 
+ SU 33 + SU 35) 

4.574.500 

Auszahlungen der voranschlagswirksamen Gebarung: (SU 32 
+ 34 + SU 36) 

4.602.900 

Saldo 5 (Geldfluss der voranschlagswirksamen Gebarung) -28.400 

 

• Der Finanzierungsvoranschlag zeigt, dass die Höhe der Einzahlungen die Höhe der Auszahlungen 
unterschreitet und sich dadurch die liquiden Mittel um -28.400 Euro verringern werden. 

 
Die Gründe für die Verminderung der liquiden Mittel liegen: 

• Die Beantragung von Mitteln aus dem Härteausgleichsfonds in Höhe von 601.000 Euro. 

• Es sind noch einige Bedarfszuweisungsmittel und Landeszuschüsse seitens der zuständigen Stel-
len offen, welche im neuen Haushaltsjahr ehestmöglich eintreffen sollten. 

• Zur Ausfinanzierung diverser investiver Einzelvorhaben werden geringfügig Ansparmittel in An-
spruch genommen. 

 
Geplante Maßnahmen zur Gegensteuerung bei einer etwaigen negativen Entwicklung: 

• Einhaltung sämtlicher Kriterien für den Härteausgleich 

• Prüfung der Aufschiebung von einzelnen Projekten in der investiven Gebarung 
 

Zahlungsmittelreserven und Rücklagen 
 

Zum Zeitpunkt der VA-Erstellung stehen der Gemeinde für das Haushaltsjahr 2024 voraussichtlich 
folgende nicht verplante Zahlungsmittelreserven zu Verfügung: 

 

 
Rücklagenstand 

01.01.2024 
Zahlungsmittelreserve 

Ansparmittelrücklage f. Amts-
hausneubau 

50.500 50.500 

Ansparmittel-RL (HAF2) als in-
neres Darlehen 

90.000 0 
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gesetzlich zweckgebundene 
Haushaltsrücklagen 

0 0 

Summe 140.500 0 

Differenz zwischen Rücklagen 
und Zahlungsmittelreserven 

90.000 

 
Zahlungsmittelreserven in der Höhe von 90.000 Euro werden als inneres Darlehen verwendet: 

 
Davon als inneres Darlehen zur Reduktion des Kassenkredits: 90.000 Euro 

 

Voraussichtlicher Bedarf an Kassenkrediten 
 

Die maximale Höhe des Kassenkredits beträgt gemäß § 83 Oö. GemO 1990 i. V. m. § 1 Abs. 1 Oö. 

Kassenkredit-Anhebungsverordnung (ein Viertel/bis zu 33,3 % der Einzahlungen der laufenden Ge-
schäftstätigkeit): 1.409.100 Euro  
 

Es ist geplant, einen Kassenkreditvertrag im Rahmen von 1.409.100 Euro abzuschließen. 
 
Die Vergabe ist vom Gemeinderat zu beschließen. 

 
Entwicklung des Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit, sowie Entwicklung des nachhalti-

gen Haushaltsgleichgewichts 

 
Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit  

 

Ergebnis der laufenden 
Geschäftstätigkeit 

RA 2022 NVA 2023 VA 2024 

Einzahlungen: 3.582.895,62 3.964.800 4.227.400 

Auszahlungen: 3.582.895,62 3.964.800 4.227.400 

Saldo: 0,00 0 0 

 
Damit der Haushaltsausgleich nach § 75 Abs. 4a und 4b* Oö. GemO 1990 als erreicht gilt, müssen 

folgende Mittel in Anspruch genommen werden: 

• Die Liquidität der Gemeinde ist durch die Zusicherung durch den Härteausgleichsfonds 1 
in Höhe von € 601.000 zum Haushaltsausgleich gegeben. 

 
Entwicklung des Nachhaltigen Haushaltsgleichgewichts 

 
Ein nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht liegt vor, wenn  
 

a) im Finanzierungshaushalt die Liquidität der Gemeinde gegeben ist, 
b) im Ergebnishaushalt das Nettoergebnis mittelfristig (fünf Jahre) ausgeglichen ist und 
c) die Gemeinde ein positives Nettovermögen aufweist. 

 
Nachhaltiges Haushaltsgleichgewicht wird nicht erreicht, weil 

• Mittelfristig im Finanzierungshaushalt die Liquidität nicht gegeben ist. 

• Mittelfristig im Ergebnishaushalt ein negatives Nettoergebnis zu erwarten ist. 
 

Geplante Gegenmaßnahmen: 

• Einhaltung sämtlicher Härteausgleichskriterien zur Haushaltskonsolidierung. 

• Besondere Beachtung des Schuldendienstes und Aufnahme zusätzlicher Darlehen nach 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

• Abklärung größerer investiver Einzelvorhaben mit der Aufsichtsbehörde und Durchfüh-
rung von diversen Wirtschaftlichkeitsberechnungen vor Projektrealisierung. 
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Voraussichtliche Entwicklung des Nettoergebnisses vor Entnahme von bzw. Zuweisungen an 
Haushaltsrücklagen (SAO) 

 

Das Nettoergebnis wird wesentlich durch die ergebniswirksamen Erträge und Aufwendungen beein-
flusst. Diese betreffen insbesondere die geplanten Abschreibungen, (808.300 Euro) geplante Erträge 
aus der Auflösung von Investitionszuschüssen (658.200 Euro), somit saldiert 150.100 Euro und die 

geplante Dotierung bzw. Auflösung von Rückstellungen + 17.400 Euro (+17.400 Euro Dotierung/-0 Euro 
Auflösung). 

 

 VA 2024 Plan 2025 Plan 2026 Plan 2027 Plan 2028 

Summe Erträge 

(MVAG-Code 21) 
4.637.700 4.367.700 4.147.300 4.048.000 4.105.900 

Summe Aufwände 
(MVAG-Code 22) 

4.653.100 4.582.000 4.523.400 4.514.800 4.369.700 

Nettoergebnis (SA 
0) 

-15.400 -214.300 -376.100 -466.800 -263.800 

Entnahme von 
Haushaltsrücklagen 
(MVAG-Code 230) 

28.400 0 0 0 0 

Zuweisung von 
Haushaltsrücklagen 

(MVAG-Code 240) 

-100.000 0 0 0 0 

Nettoergebnis (SA 
00) 

-87.000 -214.300 -376.100 -466.800 -263.800 

 
 

Voraussichtliche Entwicklung der langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten 
 

Geplante Neuaufnahme von langfristigen Finanzschulden 

 
Es ist geplant zusätzliche Darlehen im laufenden Haushaltsjahr für folgende investive Einzelvorhaben 
aufzunehmen: 

 

Investives Einzelvorhaben Darlehenshöhe 

  

  

  

 
Keine! Eine Kanalerweiterung wird derzeit projektiert. Das Projekt Gemeindeamtsneubau wird 

zum Zweck der Ansparung von Eigenmitteln etwas aufgeschoben! 
 

Voraussichtliche Entwicklung von langfristigen Finanzschulden und Verbindlichkeiten 

 
Die Finanzschulden und Verbindlichkeiten aus Darlehen und Finanzierungsleasing werden laufend ge-
tilgt. 

 
In nachstehender Tabelle sind die geplanten summierten Auszahlungen für Finanzschulden und Ver-
bindlichkeiten (inkl. Leasing) dargestellt. 

 

 VA 2024 Plan 2025 Plan 2026 Plan 2027 Plan 2028 

Gesamtsumme: 
(SU361) 

326.700 338.900 332.900 332.700 332.700 

 
 
Zusätzliche Schuldaufnahmen sind im Zeitraum der Veranschlagung und der mittelfristigen Finanz-

planung für folgende investive Einzelvorhaben vorgesehen: 
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• Kanalerweiterung im Zuge einer Siedlungserweiterung in Markt-Süd (derzeit in Projektierung) 

• Neubau Amtsgebäude Pabneukirchen - 2025 
 
Der Schuldendienst wird sich dementsprechend, nach Vorliegen der konkreten Tilgungspläne verän-

dern/erhöhen. 
 
Die voraussichtlichen Auswirkungen aus investiven Einzelvorhaben (Erträge, Betriebskosten, 

Personalaufwand, Finanzierungskosten udgl.) 
 

Die geplanten Auswirkungen aus begonnenen und voraussichtlich im Haushaltsjahr 2023 fertiggestell-

ten investiven Einzelvorhaben auf die operative Gebarung, werden in folgendermaßen erklärt: 
 

1. Straßenbauprogramm 2024 

2. WEV Instandsetzungsprogramm 2024 
3. Neubau Amtsgebäude (IKD-2019-519941/17-PJ iVm. UBAT-2020-213798/4-Pol/M) 
 

Beschreibung wesentlicher Auswirkungen aus Entscheidungen vergangener Haushaltsjahre, wel-
che erst im Zeitraum der Veranschlagung und Finanzplanung wirksam werden, soweit sie nicht 
bereits Bestandteil der Z 1 bis 6 sind. 

 
Im mittelfristigen Finanzplan sind folgende Auswirkungen aus in vergangenen Finanzjahren ge-
troffenen Entscheidungen bereits enthalten: 

 
Diverse Ausfinanzierungen von vergangenen Projekten: 

• Ankauf Kleinlöschfahrzeug FF Riedersdorf (letzte Rate: Juni 2032) 

• Katastrophenschutzprojekt (letzte Rate: September 2035) 

• Generalsanierung Schulkomplex (letzte Rate: März 2031) 

• Erweiterung und Sanierung Kindergarten (letzte Rate: September 2025) 

• Gemeindestraßenbauprogramm 2015-2017 (letzte Rate: Juni 2031) 

• Diverse Kanalerweiterungen  
o BA 06 – Neudorf/Riedersdorf (letzte Rate: Dezember 2046) 

o BA 07/08 – Wetzelsberg/Markt-Süd/Riedersdorf (letzte Rate: Dezember 2046) 
o BA 10 – Bauhof/Markt-Süd/FF Pabneukirchen/ASZ (Tilgung ab 2024) 

• Generalsanierung Kläranlage (Tilgung ab 2024) 
 
Beschreibung sich abzeichnender Entwicklungen (Verbesserungen, Belastungen), die sich in den 

folgenden Haushaltsjahren auf den Gemeindehaushalt auswirken können, wobei diese möglichst 
auch wertmäßig abzugrenzen sind – zudem sind Möglichkeiten zur Abfederung allfälliger negati-
ver Auswirkungen aufzulegen. 

 
 
Durch den Wirtschaftsabschwung durch diverse multiple Krisen wird es schwerwiegende Belastungen 

im Speziellen durch die Verminderung der Abgabenertragsanteile sowie die Steigerung diverser 
Pflichttransferzahlungen wie Krankenanstalten-Beitrag und der Sozialhilfeverbandsumlage sowie der 
Erhöhung der Pensionsbeiträge für ausgeschiedene Gemeindebeamte und der allgemeinen Teuerung 

geben! 
 
Das bestehende Amtsgebäude ist, wie in Punkt 6 beschrieben, bereits in einem derart desolaten 

Zustand, dass seitens der UBAT ein Neubau empfohlen wurde und bereits das Raumprogramm über-
prüft und ein grober Kostenrahmen vorgegeben wurde. Zwischenzeitlich wurde bereits der Architek-
turwettbewerb durchgeführt und das Kostendämpfungsverfahren wird in Absprache mit der UBAT und 

dem planenden Architekten zügig weitergeführt. Hinsichtlich der Instandhaltungskosten hoffen wir 
auf eine zeitnahe Realisierung des Projektes, da diverse Reparaturen unabdingbar werden (desolates 
Dach, Fenster, Lösung von Setzstufen beim Haupteingangsbereich, Abbröckeln von Putz- und Fassa-

denteilen, Hauskanalisation, Installationen, Elektroausstattung), auch die Anforderungen in 
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barrierefreier Hinsicht werden überhaupt nicht erfüllt. Sollte sich die Realisierung dieses Projektes 
weiterhin verzögern, ist mit hohen zusätzlichen Reparatur- und Instandhaltungskosten zu rechnen! 
 

Änderungen im Dienstpostenplan und ihre finanziellen Auswirkungen. 
 
Hinsichtlich des Dienstpostenplanes sind keine Änderungen geplant. Der rechtswirksame Dienstpos-

tenplan ist mit 16. Februar 2022 genehmigt unter GZ: IKD-2017-261117/18-Ke: 
 

 
 

Weiterführende Informationen: 
 

Folgende Nachweise entfallen gem. § 8 Abs. 3 Oö. GHO, da keine entsprechenden Sachverhalte vor-

liegen: 

• Nachweis über die Veräußerung von Vermögenswerten gemäß § 8 Abs. 2 Z 3 

• Wirtschaftspläne gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 
 
Marktgemeinde Pabneukirchen, am 14. Dezember 2023 

Die Bürgermeisterin 
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b) Dienstpostenplan 
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C) Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan 2024 – 2028 inkl. Prioritätenreihung 
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• Höchstbetrag Kassenkredit 

 

Die maximale Höhe des Kassenkredits beträgt gemäß § 83 Abs. 1 Oö. Gemeindeord-

nung 1990 in Verbindung mit der Oö. Kassenkredit-Anhebungsverordnung 2020 ein 

Drittel (33.3 %) der Einzahlungen der laufenden Geschäftstätigkeit gemäß dem Ge-

meindevoranschlag des jeweils laufenden Haushaltsjahres – das sind lt. Voranschlag 

2023: € 4.227.400,--. Somit beträgt der maximal mögliche Kassenkreditrahmen: € 

1.409.100,-- 

 

 
 

Beschluss des Gemeinderates:  
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 
den Voranschlag 2024. 
 

TOP 13)  Vergabe Kassenkredit ab 01.01.2024 -Beschlussfassung 
 
Die Bürgermeisterin informiert, dass jedes Jahr ausgeschrieben wird. Abgabefrist war vergangenen 
Dienstag. Angefragt wurden Raiffeisenbank Mühlviertler Alm, Bawag, Hypo und Sparkasse. 
 
AL Mag. Erwin Haderer erläutert folgende Informationen des Amtsvortrages: 
 
Es geht um den Kassenkreditrahmen für das Jahr 2024. Lt. Härteausgleichskriterien müssen 
mindestens 3 Banken zur Angebotslegung eingeladen werden.  
 
AL Mag. Erwin Haderer erläutert im Folgenden, bei welchen Banken angefragt wurde und die 
Angebotsdetails der einzelnen Bieter. 
 
Da mit 01. Jänner das Budget für das Jahr 2024 neu beginnt, muss auch der Kassenkreditrahmen 

für das Haushaltsjahr 2023 neu vergeben werden. Wie von der Aufsichtsbehörde hinsichtlich 

Einhaltung der Härteausgleichskriterien vorgegeben, wurden mind. 3 Banken zur 
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Angebotslegung eingeladen (33,3 % der Einzahlungen der laufenden Geschäftstätigkeit = € 

1.409.100,-- von 01.01.2024 bis 31.12.2024): 

 

➢ Raiffeisenbank Mühlviertler Alm 

➢ BAWAG-PSK 

➢ HYPO Oberösterreich 

➢ Sparkasse Oberösterreich 

 

Ergebnis: 

RB. Mühlviertler Alm: ............ 0,350 % Aufschlag auf den 3-M.-Euribor (per 1.12.2023 in 

Summe: 4,310 % p.a.) – Habenzinssatz: 2,75 % 

BAWAG-PSK: ........................ 0,750 % Aufschlag auf den 3-M.-Euribor (per 16.10.2023 in 

Summe 4,725 % p.a.) => Mindestzuschlag von € 700.000,-- 

(Fixkosten: € 33.075,-- p.a.) – Habenzinssatz: 0,625 % 

HYPO OÖ: .............................. 0,250 % Aufschlag auf den 3-M.-Euribor (per 30.11.2023 in 

Summe 4,214 %) => zuzügl. 0,35 % Rahmenprovision auf den 

zur Verfügung gestellten Rahmen auch bei Nicht-Ausschöpfung 

des Kreditrahmens (Fixkosten: € 4.954,95 p.a.) 

Sparkasse Oberösterreich: ....... 0,250 % Aufschlag auf den 3-M.-Euribor (per 5.12.2023 in 

Summe: 4,208 % p.a.) – Habenzinssatz: 0,125 % 

 

Annahme: Bedarf eines Kassenkreditrahmens von max. 600.000,-- (Bedeckung des negativen 

Ergebnisses der laufenden Geschäftstätigkeit und teilweise Zwischenfinanzierung der 

anstehenden Projekte) – zusätzlich wird eine Zahlungsmittelreserve in Höhe von € 150.000,-- als 

Ansparmittel für Amtsgebäudeneubau angelegt! 

 

RB. Mühlviertler Alm: ............ € 25.860,-- abzgl. Habenzinsen € 4.125,-- => € 21.735,-- 

BAWAG-PSK: ........................ € 33.075,-- abzgl. Habenzinsen € 937,50 => € 32.137,50 

HYPO OÖ: .............................. € 30.238,95 (inkl. Rahmenprovision) 

Sparkasse Oberösterreich: ....... € 25.248,-- abzgl. Habenzinsen € 187,-- => € 25.061,-- 

 

Kassenkredit – Laufzeit: 01.01.2024 – 31.12.2024 
 

Bestbieter ist somit die Raiffeisenbank Mühlviertler Alm  
 
Unter Berücksichtigung aller Aspekte ist die Raiffeisenbank Mühlviertler Alm Bestbieterin. 
 

Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 
die Vergabe Kassenkredit ab 01.01.2024. 
 

TOP 14)  Änderung Flächenwidmungsplan Nr. 3/Änderung Nr. 19 – „Holzer“ (Riedersdorf) 
– Stellungnahmen der Fachabteilungen – Einleitung aufsichtsbehördliches 
Genehmigungsverfahren – Beschlussfassung 
 
GV DI Florian Kloibhofer erklärt nochmals, dass der Grundsatzbeschluss bereits gefasst wurde. Es han-
delt sich um eine Fläche von 365 m², die von Grün- in Bauland umgewidmet werden soll (Dorfgebiet 
inkl. Schutz- und Pufferzone = Errichtung von Hauptgebäuden ist unzulässig). Die eingelangten Stel-
lungnahmen (alle positiv) werden vom Bauausschussobmann kurz erläutert. 
 
Abt. Raumordnung: keine Einwände 
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Abt. Natur- und Landschaftsschutz: kein Einwand, da durch die Widmungserweiterung kein eigener 
Bauplatz geschaffen wird  
 
Abt. Wasserwirtschaft: verwiesen wird auf die Stellungnahme Abt. Wildbach 
 
Abt. Wildbach: bei einer Versiegelung ist das anfallende Oberflächenwasser gemäß Leitfaden vor Ort 
zu verbringen, Hangwässer sind so abzuleiten, dass keine negative Beeinflussung entsteht. 
 
Abt. Land- und Forstwirtschaft: keine Einwände 
 
Der Bauausschuss empfiehlt dem Gemeinderat die Umwidmung zu beschließen. 
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Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 
die Einleitung des aufsichtsbehördlichen Genehmigungsverfahrens für die Änderung des Flächenwid-
mungsplanes Nr. 3 / Änderung Nr. 19 – „Holzer“ (Riedersdorf). 
 

TOP 15)  Endvermessung „Breinesberger“ - Verordnung über die Auflassung einer 
öffentlichen Straße – Beschlussfassung 
 
Erläutert wird die Endvermessung bei Fr. Breinesberger in Riedersdorf. Der Grundsatzbeschluss 
wurde bereits getroffen. Eine Fläche von ca. 118 m² fällt vom öffentlichen Gut ab, Preis: 21 € / m².  
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Kundmachung  
Gemäß § 94 der Oö. Gemeindeordnung 1990, LGBI. Nr. 91/1990 idgF. i.V.m. gem.  

§ 11 Abs. 6 Oö. Straßengesetz 1991 idgF. wird hiermit kundgemacht: 
 

VERORDNUNG 
über die Auflassung einer öffentlichen Straße 

 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Pabneukirchen hat in seiner Sitzung vom  

14.12.2023 gemäß   § 11 (3) O.ö. Straßengesetz 1991, LGBl 84/1991 idF. iVm §§ 40 (2) Z 4 und 43 

(1) der O.ö. Gemeindeordnung 1990, LGBl 91/1990, beschlossen: 

 

§ 1 

Das öffentliche Gut auf dem Grundstück 2128 KG Riedersdorf wird teilweise aufgelassen, weil es 

wegen mangelnder Nutzung und fehlenden Bedarf für den Gemeingebrauch entbehrlich geworden ist 

bzw. nie als öffentliches Gut dienlich war. 

 

§ 2 

Die genaue Lage des aufgelassenen Weges ist aus dem Teilungsplan GZ 14793 vom 10.11.2023 

durchgeführt von Vermessungsbüro Hainzl & Partner ersichtlich (siehe Rückseite), sowie am Markt-

gemeindeamt während der Amtsstunden von jedermann eingesehen und auch vor Erlassung dieser 

Verordnung durch vier Wochen im Marktgemeindeamt zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist. 

 

§ 3 
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Diese Verordnung wird gemäß § 94 O.ö. Gemeindeordnung 1990, LGBl 91/1990 idgF. durch zwei 

Wochen kundgemacht und wird mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag rechts-

wirksam. 

Die Bürgermeisterin 

Barbara Payreder 

 
Der Ausschuss empfiehlt dem Gemeinderat die Vermessung so zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 
Endvermessung „Breinesberger“ - Verordnung über die Auflassung einer öffentlichen Straße 
 

TOP 16)   Wärmelieferübereinkommen Marktgemeinde Pabneukirchen - Fa. Anrei - 
Beschlussfassung 
 
Die Bürgermeisterin erläutert, dass keine Grundgebühr und kein Messpreis eingehoben werden 
müssen, da die Leitung gemeindeseitig gebaut und finanziert wurde. Ansonsten entspricht das Wär-
melieferübereinkommen dem, das auch mit dem Schützenverein abgeschlossen wurde.  
 

WÄ RM ELI E F ER ÜB E RE I NKOMM E N  
 

abgeschlossen zwischen der 

Firma Anrei-Reisinger Gesellschaft m.b.H 
Markt 80 

4363 Pabneukirchen 
vertreten durch den Eigentümer Hr. Kurt Reisinger, 

 
im folgenden "WVU" genannt 

und der 
 

Marktgemeinde Pabneukirchen 
Markt 16 

4363 Pabneukirchen, 
vertreten durch die Bürgermeisterin Barbara Payreder, 

 

im folgenden "Kunde" genannt. 
 

1. VERTRAGSBESTANDTEILE 

1.1. Dieses Übereinkommen samt allfälligen schriftlichen Ergänzungen oder Änderungen; 

 

2. ZWECK, ART UND UMFANG DER WÄRMEENERGIEVERSORGUNG 

2.1. Das WVU verpflichtet sich, während der Dauer dieser Vereinbarung im Ganzjahresbetrieb, 
beginnend mit dem 01. Dezember 2023, das Objekt Ober- Pabneukirchen 30 (Freiwillige 
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Feuerwehr Pabneukirchen) , des Kunden nach Maßgabe der Bestimmungen dieser Verein-
barung mit Wärme zu versorgen. 

2.2. Für alle erforderlichen Installationsarbeiten innerhalb des Hauses dürfen nur dazu befugte 
Installateure eingesetzt werden, die fernwärmesachkundig sind und gegen die es keinen be-
gründeten Einspruch seitens des Kunden oder des WVU gibt. 

2.3. Die vom WVU bereitzustellende Wärmeleistung (Anschlusswert) beträgt 

 10 kW   

 in der ersten Heizsaison. 
 Dieser Wert basiert auf Angaben des Kunden. Dem Anschlusswert ist ein Mindesttempera-

turunterschied von 20°C zwischen Netzvor- und -rücklauf zugrunde gelegt. 
 Der Anschlusswert wird nach der ersten Heizsaison neu festgelegt. Eine Veränderung des 

Anschlusswertes ist schriftlich zwischen dem Kunden und dem WVU zu vereinbaren. 

 
2.4. Begrenzung der Wärmeleistung 
 Die eingestellte maximale Wärmeleistung (Verrechnungsanschlusswert) ist Grundlage für 

die Bemessung des Grundpreises. 
 Die Verrechnungswärmeleistung wird mit einem netzseitigen Durchflussbegrenzungsventil 

vom WVU eingestellt. Die Einstellung wird verplombt. Bei der Ermittlung der maximalen 
Durchflussmenge wird eine Temperaturdifferenz von 20°C zugrunde gelegt. 

 

3. EIGENTUMSGRENZEN 

3.1. Anschlussanlage 

Das Objekt des Kunden wird mit einer Wärmetauscheranlage an das Nahwärmenetz ange-
schlossen, welches vom Kunden hergestellt wird 

3.2. Messeinrichtung 

 Die Zähl- und Messeinrichtung sowie der Leistungsbegrenzer werden ausschließlich durch 
den Kunden errichtet und verbleiben im Eigentum des Kunden. 

3.3. Heizwasser 

 Das Heizwasser ist Eigentum des Kunden. Da jede Änderung an der Kundenanlage eine Ent-
leerung bedingt, ist diese vor Inangriffnahme dem WVU zu melden. 

3.4. Kundenanlage 

Die Kundenanlage, bestehend aus Verbindungsleitungen samt Zubehör, Armaturen, Re-
geleinrichtungen und Hausanlage, steht im Eigentum des Kunden. 

3.5. Instandhaltung 

 Jedem Vertragspartner obliegt die Errichtung, Wartung und die ordnungsgemäße Instand-
haltung der in seinem Eigentum befindlichen Anlagenteile. 

3.6. Die Übergabestation ist und bleibt im Eigentum des Kunden. 

 

4. ÜBERGABESTELLE 

4.1. Als Übergabestelle gelten die Sekundäranschlüsse der Übergabestation im Anrei Sozialbau 
Markt 90 und ist im Eigentum des Kunden. 
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5. WÄRMEPREIS, WERTSICHERUNG 

5.1 Wärmepreis  

 Der Wärmepreis besteht aus dem Arbeitspreis. 
 Die folgenden genannten Preise gelten für den Verbrauchszeitraum 1. Jänner 2023 bis 31. 

Dezember 2023 und sind entsprechend Punkt 5.2. wertgesichert. 

 5.1.1 Der Arbeitspreis beträgt € 108,81 pro MWh an abgenommener Wärmemenge. 

5.1.2 In den genannten Preisansätzen ist die Umsatzsteuer nicht enthalten. Diese wird 
nach den entsprechenden Bestimmungen zusätzlich verrechnet und beträgt derzeit 
20 Prozent. Sollten sonstige Steuern und Abgaben eingeführt werden, so werden 
diese ebenfalls gesondert verrechnet oder den Preisen zugeschlagen, falls eine ge-
trennte Verrechnung nicht zulässig ist. 

 

5.2. Wertsicherung 

 Das WVU ist berechtigt bzw. verpflichtet, die Wärmepreise entsprechend zu ändern, wenn 
sich aufgrund der Indexsicherung der zuletzt gültige Wärmepreis verändert. 

Der Wärmepreis unter Punkt 5.1 ist indexgesichert mit dem vom Biomasseverband OÖ er-
mittelten Index für „Energie aus Biomasse“. Dieser Index wird von der Arbeiterkammer kon-
trolliert. 

 
Der Index „Energie aus Biomasse“ wird jährlich für den Monat April ermittelt (früheste Be-
kanntgabe erst ab ca. 25. Juni möglich – ablesbar auf der Homepage des Biomasseverbandes 
OÖ) und der somit neu berechnete Wärmepreis gilt ab dem darauffolgenden 1. Jänner für 
die Dauer des Verbrauchszeitraumes des folgenden Wirtschafts- bzw. Kalenderjahres, je-
weils von 1. Jänner bis 31. Dezember eines Jahres. 

 
Für die Wärmepreissicherung dieses Vertrages gilt der aktuelle Indexwert „Energie aus Bio-
masse“ November 2022 = 204,20 (Indexbasis April 2001 =100) und es gelten somit die unter 
5.1 angeführten Preise. 

 

5.3.  Anschlusskosten die an das WVU: 

 Zwischen WVU und Kunde wird vereinbart, dass keine Anschlusskosten fällig werden. Der 
Kunde übernimmt dazu sämtliche Grabungs- und Installationsarbeiten sowie anstehende 
Wartungsarbeiten ab der Übernahmestation im Anwesen Markt 90.  

 

6. ABRECHNUNGSJAHR, RECHNUNGSLEGUNG UND BEZAHLUNG 

6.1. Die Abrechnung des Nahwärmeverbrauches des Kunden wird derzeit einmal jährlich nach 
erfolgter Ablesung der Messeinrichtung vorgenommen, wobei sich der Verbrauchszeitraum 
jeweils vom 1. Jänner bis 31. Dezember eines Jahres erstreckt. 

6.2. Innerhalb eines Abrechnungsjahres werden 12 Teilzahlungsbeträge zur monatlichen - am 15. 
eines Monats fälligen - Zahlung vorgeschrieben und bei der Jahresendabrechnung 
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berücksichtigt. Die Höhe dieses Teilzahlungsbetrages errechnet sich aus dem Wärmever-
brauch des vorigen Verbrauchszeitraumes. 

Der erste Teilzahlungsbetrag für das neue Verrechnungsjahr ist gleichzeitig mit dem Betrag, 
der aus der Jahresendabrechnung resultiert, fällig. 

6.3. Die Jahresendabrechnung wird dem Kunden bis Februar vorgelegt. Die monatlichen Teilzah-
lungs- oder sonstigen Rechnungsbeträge sind mittels Erlagscheins oder Bankeinzug zu be-
gleichen. Geschieht dies nicht, so sind für die Wiedervorlage einer Rechnung Mahnspesen 
sowie die Kosten weiterer Einholungsversuche zu entrichten. 

6.4. Bei Gewährung von Raten und Stundungen werden generell ab Fälligkeit Verzugszinsen in 
der Höhe des 3-Monatseuribor + 4%-Punkte verrechnet. 

6.5. Das WVU ist berechtigt, im Falle triftiger Gründe (z. B. wiederholte Mahnungen, Zahlungs-
unfähigkeit des Kunden) die Wärmelieferung von der Erlegung einer Vorauszahlung oder ei-
ner Sicherstellung in sechsfacher Höhe des voraussichtlichen monatlichen Teilzahlungsbe-
trages abhängig zu machen. 

 

7. VERTRAGSDAUER 

7.1. Das Vertragsverhältnis beginnt mit dem Tag der Unterfertigung des Wärmelieferüberein-
kommens und wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. 

 Es kann von beiden Vertragsparteien unter Einhaltung einer Jahresfrist zu jedem Monats-
letzten mittels eingeschriebenen Briefes gekündigt werden, wobei beiderseits für die Dauer 
von 10 Jahre auf die Ausübung des Kündigungsrechtes verzichtet wird. Die Laufzeit dieser 10 
Jahren beginnt mit Herstellung des Anschlusses. Sollte dieser Kündigungsverzicht vom Kun-
den nicht eingehalten werden, so ist vom Kunden an das WVU die volle Grundgebühr bis 
zum vollendeten 5. Jahr / 10. Jahr zu entrichten. 

 

7.2. Das WVU kann dieses Wärmelieferübereinkommen unverzüglich auflösen, wenn 

▪ über das Vermögen des Kunden ein Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels kosten-
deckenden Vermögens abgewiesen wird, 

▪ Nicht- bzw. Teilzahlung von vorgeschriebenen monatlichen Zahlungen trotz mehrmaliger 
schriftlicher Mahnung gegeben ist, 

▪ es zur Eröffnung einer Zwangsversteigerung oder einer Anordnung einer Zwangsverwal-
tung kommt; 

▪ vorsätzliche bzw. grob fahrlässige Beschädigung bzw. dauernde Beeinträchtigung der 
Funktion der Wärmeversorgungsanlage des WVU eintritt. 

 

8. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

8.1. Das Wärmelieferübereinkommen wird in zweifacher Ausfertigung errichtet, jeder Vertrags-
partner erhält ein Exemplar. 

8.2. Änderungen dieses Wärmelieferübereinkommens und zusätzliche Vereinbarungen gelten 
nur, wenn sie von beiden Vertragspartnern schriftlich anerkannt worden sind. 
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9. SONSTIGES 

9.1  Der Grundeigentümer stimmt dem Wärmelieferübereinkommen und der damit verbunde-
nen Grundstücks- und Gebäudebenutzung, unter anderem auch für anfallende Instandhal-
tungsarbeiten, zu. Die Rechtswirksamkeit ist von der Zustimmung des Grundeigentümers ab-
hängig. 

9.2 Diese Übereinkommen geht mit allen Rechten und Pflichten auf die beiderseitigen Rechts-
nachfolger und Erben über. 

9.3 Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Wärmelieferübereinkommens unwirksam 
sein, weil sie gegen zwingendes Recht verstoßen, so bleibt die Gültigkeit der übrigen Best-
immungen unberührt. Die Vertragsparteien werden die unwirksame Vereinbarung durch 
eine wirksame ersetzen, die der Intention der unwirksamen Bestimmung möglichst nahe-
kommt. 

 

Dieses Wärmelieferungsübereinkommen wurde in der Sitzung des Gemeinderates der Markge-
meinde Pabneukirchen am 14.12.2023   unter TOP 16 genehmigt. 

 

Pabneukirchen, am ………………………………. 

 

 
 

……………………………………………………….   …………………………………………………………….. 

Bürgermeisterin Barbara Payreder    Hr. Kurt Reisinger (Fa. Anrei) 

 
GR Christian Steindl erklärt, dass der Indexwert noch geändert werden muss, da das Übereinkom-
men den Wert enthält, der erst im nächsten Jahr abgerechnet wird. GV Florian Kloibhofer stellt fest, 
dass der Arbeitspreis im nächsten Jahr somit um rund 20 % steigt. 
 
Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 
das Wärmelieferübereinkommen Marktgemeinde Pabneukirchen – Fa. Anrei. 
 

TOP 17)  Dringlichkeitsantrag: „EED III – Energiesparziel 2030 für öffentl. Gebäude“ - 
Beschlussfassung 
 
Die Bürgermeisterin erläutert, dass dies eine EU-Richtlinie ist. Um in öffentlichen Gebäuden die Ziele 
lt. Vorgaben zu erreichen, gibt es zwei Varianten. 
 
1. Jährlich mind. 3 % der gesamten Fläche der beheizten und gekühlten öffentlichen Gebäude re-

novieren (ab 2025) 
2. Einsparungen beim Energieverbrauch 
 
KEM Kurt Leonhartsberger hat berichtet, dass sich auch bei ihm einige Gemeinden gemeldet haben, 
die meisten halten sich an Variante 2. Hr. Leonhartsberger hat angeboten für die KEM-Gemeinden 
die Erhebungen und Berechnungen anzustellen, in welchen Bereichen Einsparmöglichkeiten vorhan-
den sind. Hier werden keine zusätzlichen Kosten anfallen. 
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Beschluss des Gemeinderates: 
Auf Antrag von Bgmin. Barbara Payreder beschließt der Gemeinderat einstimmig durch Handerheben 
bei der Richtlinie „EED III – Energiesparziel 2030 für öffentl. Gebäude“ die Variante 2 anzustreben. 
 

TOP 18)  Allfälliges 
 
Der Sitzungsplan für 2024 liegt vor. Es sind sechs GR-Sitzungen vorgesehen. 
 
GR Christian Steindl erkundigt sich bzgl. dem aktuellen Stand „Energiegemeinschaft“. Die Bürgermeis-
terin berichtet, dass es schon gemeinsame Termine gab. Grundsätzlich ist derzeit das Ansinnen, das 
„im Kleinen“ begonnen wird -> zuerst Umrüstung auf Smartmeter (sollte in den nächsten beiden 
Quartalen abgeschlossen werden), dann macht auch eine Energiegemeinschaft Sinn.  
 
Die Bürgermeisterin bedankt sich beim gesamten Gemeinderat für die konstruktive Zusammenarbeit 
und wünscht allen einen guten Start ins neue Jahr.  
 
 

* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vor-
liegen, schließt die Bürgermeisterin als Vorsitzende die Sitzung des Gemeinderates um 21:00 Uhr. 
 
 

 _____________________________   ______________________________  
  (Vorsitzende) (Schriftführer)  

 
* * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * * 
 

Die Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
am ________________ keine Einwendungen erhoben wurden / über die erhobenen Einwendungen 
der beigeheftete Beschluss gefasst wurde. *) 
 
Pabneukirchen, am _____________20____ 
 
 

___________________________________ 
(Die Vorsitzende) 

 
 
 _______________________   _______________________   ______________________  
 (Gemeinderat) (Gemeinderat) (Gemeinderat) 
 
(* Nicht zutreffendes streichen) 


